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Mitteilung des Senats vom 1. September 2020
Wie hat sich die hausliche Gewalt in der Corona-Krise entwickelt?

Die Fraktion der FDP hat unter Drucksache 20/583 eine Kleine Anfrage an den
Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die Kleine Anfrage wie folgt:
Vorbemerkung

Das Bundesprogramm ,Gemeinsam gegen Gewalt" stellt bundesweit jahrlich
30 Millionen Euro investive Mittel zur Verfiigung, nicht 30 Milliarden.

1. Welche Erkenntnisse liegen dem Senat zur regionalen und soziookonomi-
schen Verteilung des Anstiegs an hauslicher Gewalt im Zuge der durch die
SARS-CoV-2-Pandemie ergriffenen MaBnahmen vor (bitte nach Stadt und
Land sowie Stadtteilen aufschliisseln)?

Auf Basis der Datenlage der Polizeien sowie der Jugendamter und Fach-
beratungsstellen im Lande Bremen kann kein genereller Anstieg an Vor-
gangen und Beratungsanfragen hauslicher Gewalt seit Beginn der SARS-
CoV-2-Pandemie festgestellt werden. Nur die beiden zentrumsnahen
Frauenhauser in der Stadtgemeinde Bremen sowie die ,Nummer gegen
Kummer” beim Kinderschutzbund und der Verein ,Manner gegen Man-
nergewalt” melden eine erhohte Anzahl von Anfragen. Darauf hat der Se-
nat mit der Verlangerung der Moglichkeit zusatzlicher Platze fur ge-
waltbetroffene Frauen und ihre Kinder reagiert.

Die bei der Polizei Bremen erfassten Vorgange im Kontext hauslicher Ge-
walt in der Stadtgemeinde Bremen lassen sich im Zeitraum von April 2020
bis einschlieBlich Juli 2020 folgendermaflen zuordnen:

Stadtgemeinde Bremerhaven:

In den letzten Wochen wurde allerdings von den zustandigen Stellen der
Ortspolizeibehorde Bremerhaven festgestellt, dass trotz der SchlieBung
von Schulen und Kindertagesstatten sowie dem verscharften Kontaktver-
bot keine signifikanten Veranderungen zu verzeichnen sind.

In diesem Jahr sind bisher 129 Vorgange bekannt, bei denen Kinder in
einer sozialen Krise oder in hauslicher Gewalt verwickelt waren. Im ver-
gangenen Jahr waren es 154.

Fiur das Jahr 2020 konnten bisher 216 Falle von hauslicher Gewalt ver-
zeichnet werden, bei denen Kinder direkt von Gewalt betroffen waren.
2019 waren es noch 261 Falle.

Insgesamt vermeldeten die zustandigen Ermittlungsdienststellen inner-
halb der Schutzpolizei ubereinstimmend, dass in dem Bereich von Hausli-
cher Gewalt weder ein qualitativer noch ein quantitativer Anstieg fest-
zustellen ist.

Bisher wurden fiir das laufende Jahr 64 Falle von hauslicher Gewalt (all-
gemein) verzeichnet. 2019 wurden 92 Falle gemeldet.
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Hinsichtlich der fir Bremen und Bremerhaven aufgefuhrten Zahlen ist zu
bedenken, dass das Anzeigeverhalten je nach Revier hochst unterschied-
lich ausfallen kann. Weiterhin ist zu beruicksichtigen, dass das Dunkelfeld
im Bereich hauslicher Gewalt sehr hoch ist. Schatzungen zufolge wird bei
Frauen als Opfer zum Beispiel von einem Dunkelfeld von 70 Prozent aus-
gegangen.

Aussagen zur soziookonomischen Verteilung von Tatern und Opfern von
hauslicher Gewalt im Land Bremen konnen grundsatzlich nicht getroffen
werden, da den Polizeien hierzu keine Informationen vorliegen. Dunkel-
feldstudien konnen hier weiterfuhrende Informationen bieten. Die Studie
.Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland”
des Interdisziplinaren Zentrums fur Frauen- und Geschlechterforschung
der Universitat Bielefeld im Auftrag des Bundesministeriums fur Familie,
Senioren, Frauen und Jugend aus dem Jahr 2004 und eine im Jahr 2014
erschienene sekundaranalytische Auswertung eben dieser kommt zum Er-
gebnis, dass hausliche Gewalt nicht ausschlieBlich in den untersten Bil-
dungs- und Sozialschichten vorkommt: ,Alles in allem verweist die
Analyse darauf, dass das Nichtvorhandensein von Bildungs- und Ausbil-
dungsressourcen ein relevanter Risikofaktor fiir erhohte Gewaltbelastun-
gen von Frauen in Paarbeziehungen, insbesondere bei jingeren Frauen in
der regenerativen Phase, sein kann, dass aber eine hohere Bildung und
Ausbildung gegentiber mittleren und geringen Bildungsgraden nicht ge-
nerell das Risiko von (schwerer) Gewalt durch Partner vermindert.”.
Gleichwohl sind Arbeitslosigkeit und die geringe Verfugbarkeit von 6ko-
nomischen Ressourcen Risikofaktoren, die zu hauslicher Gewalt fiihren
konnen. Das LKA Niedersachsen stellt in der Sonderauswertung , Bericht
zu Gewalterfahrungen in Paarbeziehungen in Niedersachsen im Jahr
2012" der ,Befragung zu Sicherheit und Kriminalitat in Niedersachsen"”
fest, dass zur Frage nach schicht- beziehungsweise milieuspezifischen Un-
terschieden Forschungsbedarf besteht. Begriindet wird dies mit der Ver-
mutung, dass sich die subjektive Wahrnehmung und Definition von
Gewalt in Paarbeziehungen moglicherweise schichtspezifisch unterschei-
den konnte. Dagegen weisen Studien des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend darauf hin, dass Frauen mit Behinderungen
sowie junge Frauen starker von hauslicher Gewalt beziehungsweise Part-
nerschaftsgewalt betroffen sind.

Weiterhin lasst sich nicht valide bestimmen, inwiefern sich im Zuge der
SARS-CoV-2-Pandemie ergriffene MaBnahmen auf hausliche Gewalt aus-
gewirkt haben. Hierzu miisste einzelfallbezogen empirisch erforscht wer-
den, ob sich Falle von hauslicher Gewalt explizit auf eben solche MaB-
nahmen zuriickfihren lassen und/oder weitere Einflussfaktoren — Unter-
scheidung zwischen personalen und situativen Ursachen - vorliegen.

In den Fachberatungsstellen im Kinderschutz ist, mit Ausnahme der beim
Kinderschutzbund angesiedelten Nummer gegen Kummer, die circa ein
Drittel mehr Beratungsanfragen verzeichnet hat, bisher keine signifikant
steigende Anzahl von Beratungsanfragen gemeldet worden. Dartber hin-
aus haben die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport keine
Meldungen erreicht, die auf einen hoheren Beratungsbedarf der Familien
hindeuten. Die Zahlen der Inobhutnahme beziehungsweise von Einsatzen
des Kinder- und Jugendnotdienstes sowie der Krisendienste haben sich im
Vergleich zum Vorjahr in Bremen und Bremerhaven nicht erhoht.

Im Jugendamt der Stadt Bremen wurden die Referatsleitungen Junge
Menschen angewiesen, alle eingehenden Meldungen einer moglichen
Kindeswohlgefahrdung sensibilisiert zu bewerten und erkennbare Ten-
denzen bezuglich einer veranderten Meldepraxis umgehend mitzuteilen.
Bisher sind keine Besonderheiten gemeldet worden.

Fur die Betroffenheit von Kindern und Jugendlichen in Bremerhaven kon-
nen hierzu Erkenntnisse in Bezug auf die Meldung von Verdachtsfallen
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Kindeswohlgefahrdung tibermittelt werden. Die Entwicklung der Meldun-
gen Kindeswohlgefahrdung generell zeigt ein starkes Absinken der An-
zahl der Meldungen im Marz und einen anschlieBenden Anstieg seit April
2020 auf das Niveau des Vorjahres. Im Zeitraum 16. Marz bis 30. Juni 2020
hat das Amt fiir Jugend, Familie und Frauen durch den Allgemeinen Sozi-
alen Dienst 41 neue Inobhutnahmen durchgefihrt, ob die Ursachen fur die
Inobhutnahmen in der Corona-Pandemie beziehungsweise im Anstieg
hauslicher Gewalt begrundet liegen, kann nicht beantwortet werden. Im
Vergleichszeitraum 16. Marz bis 30. Juni 2019 gab es 56 neue Inobhutnah-
men. Es kann also derzeit auf keinen Fall von einem ungewohnlichen An-
stieg gesprochen werden, im Gegenteil es gab in diesem Jahr im Zeitraum
der Pandemie bisher weniger neue Inobhutnahmen von Kindern und Ju-
gendlichen als im gleichen Zeitraum des Vorjahres.

Alle Beteiligten sind sich aber der Tatsache bewusst, dass diese Zahlen
gegebenenfalls vorlaufig sind. Sie werden in beiden Stadtgemeinden fort-
laufend bewertet.

Wie hat sich der Senat im Vorfeld des Erlassens entsprechender MaBnah-
men innerhalb der Ressorts und in Riicksprache mit den Kommunen mit
einem moglichen Anstieg von hauslicher Gewalt auseinandergesetzt?

Es wurden unter Berticksichtigung der Einschatzungen anderer Polizeior-
ganisationen wie dem Bundeskriminalamt und Europol die moglichen
Auswirkungen von COVID-19 auf die Kriminalitatslage in Form von ver-
schiedenen potenziellen Szenarien in Betracht gezogen. In diesem Kon-
text wurden in Anbetracht kriminologischer Prognosen, von Lagebildern
sowie der medialen Berichterstattung relevante Delikte wie die der Haus-
lichen Gewalt identifiziert, die sich kurz-, mittel- oder langfristig aufgrund
von COVID-19 auf die Kriminalitatslage auswirken konnten. Hierzu wurde
ein Lagebild erstellt, um in einem wochentlichen Rhythmus die Entwick-
lung der ausgewdhlten Phanomene abzubilden und gegebenenfalls MaB-
nahmen darauf zu stiitzen.

Derzeit werden die im Rahmen der Umsetzung der Istanbul Konven-
tion/Gefahrdungsbewertung erforderlichen MaBnahmen und standardi-
sierten Prozesse im Rahmen eines Aus- und Fortbildungskonzeptes
erarbeitet und die technischen Voraussetzungen im Vorgangsbearbei-
tungssystem geschaffen. Ebenso wird die Zusammenarbeit zwischen der
Polizei und der Beratungsstelle intensiviert. Eine Weitervermittlung von
Betroffenen in Bremen an die Beratungsstelle , Neue Wege" soll erleichtert
werden. Hierfiir werden auch die Anderungen des BremPolG beriicksich-
tigt, das derzeit im parlamentarischen Verfahren ist.

Die Corona-Pandemie hatte keine Auswirkungen auf Planungen der Ge-
fahrdungsbewertung im Hochrisikomanagement oder die Ausrichtung der
bisherigen Planungen.

Uber den Runden Tisch ,Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen” und die
Lander-AG Gewalt gegen Frauen der Gleichstellungs- und Frauenminis-
terinnen- und -Ministerkonferenz ist Bremen regelmaBig im Austausch zu
aktuellen Entwicklungen im Bundesgebiet zu hauslicher Gewalt und der
MaBnahmen der zustandigen Ministerien. Als die Auslastung der Frauen-
héauser stieg, wurden innerhalb einer Woche unter Absprache mit dem Se-
nator fur Inneres und einem der Frauenhdauser zusatzliche Platze
geschaffen, die aktuell verlangert wurden.

Das Amt fiir Jugend, Familie und Frauen in Bremerhaven hat fiir seinen
Zustandigkeitsbereich der Kinder- und Jugendhilfe das Inobhutnahmesys-
tem erweitert und auf gegebenenfalls durch die Pandemie verursachte zu-
satzliche Inobhutnahmen von Kindern und Jugendlichen vorbereitet. Die
zur Verfiigung stehenden Kapazitaten wurden bisher zu keinem Zeitpunkt
der Pandemie vollstandig benoétigt.



Welche Einschatzungen liegen dem Senat zu einer Dunkelziffer bei
Frauen, Mannern und Kindern vor, die Opfer hauslicher Gewalt werden?

Es wird zunachst auf die Ausfuhrungen zu Dunkelfeldstudien unter Ziffer
1 verwiesen.

Schatzungen zufolge wird bei Frauen von einem Dunkelfeld von 70 Pro-
zent ausgegangen. Dunkelfeldstudien kommen zu dem Ergebnis, dass in
etwa jede vierte Frau in ihrem Leben mindestens einmal Gewalt innerhalb
der Beziehung erlebt hat (zum Beispiel die Studie des Bundesministeriums
fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend aus dem Jahr 2004 zur ,Lebens-
situation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland"”). Dabei
seien circa zwei Drittel dieser Frauen von mehrmaligen und tendenziell
schweren bis sehr schweren Handlungen beziehungsweise Situationen
korperlicher/sexueller Gewalt betroffen. Ein Drittel habe leichte bis maBig
schwere korperliche Gewalt erlebt.

Studien deuten darauf hin, dass junge Frauen haufiger Opfer hauslicher
Gewalt werden als altere Frauen, das heiit das Viktimisierungsrisiko sinkt
mit zunehmendem Alter. Frauen mit Behinderungen weisen ein hoheres
Viktimisierungsrisiko auf als Frauen ohne Behinderung. Zudem belegen
Studien, dass Gewalt gegen Frauen innerhalb einer Beziehung in allen ge-
sellschaftlichen Schichten auftritt.

Bei Mannern wird von einem Dunkelfeld von weit iiber neunzig Prozent
ausgegangen. Dass Falle hauslicher Gewalt gegen Manner den Strafver-
folgungsbehorden nur selten bekannt werden, wird darauf zurtickgefuhrt,
dass die Schwelle, eine Tat zur Anzeige zu bringen, fur Manner noch
schwerer zu uberwinden sei als fur Frauen.

Dunkelfeldstudien, die sich explizit mit Mannern als Opfer hauslicher Ge-
walt beschaftigen, sind selten. Daher gibt es kaum gesicherte Erkenntnisse
uber die Pravalenz der Opferwerdung bei Mannern. Es existieren Unter-
suchungen, die zu dem Ergebnis kommen, dass Manner seltener Opfer
hauslicher Gewalt werden als Frauen. Dies ist vor allem bei Studien der
Fall, die die Viktimisierungserfahrungen von nur einem der Partner erhe-
ben und Lebenszeitpravalenzen zugrundelegen. Ergebnisse von Studien,
die beide Partner einbeziehen, nach Tater- und Opfererfahrungen fragen
und sich auf kurzere Referenzzeitraume beziehen, deuten auf eher ahnli-
che Pravalenzen bei Mannern und Frauen hin. Die — allerdings nicht re-
prasentative — Pilotstudie ,Gewalt gegen Manner in Deutschland” aus
dem Jahr 2004 im Auftrag des Bundesfamilienministeriums hat ergeben,
dass Manner in etwa genauso oft wie Frauen Opfer hauslicher Gewalt wer-
den. Circa ein Viertel der befragten Méanner innerhalb heterosexueller
Partnerschaften berichtete, schon einmal kérperliche Gewalt erfahren zu
haben. Jedoch gaben nur wenige Méanner an, haufiger als zweimal Opfer
geworden zu sein und es handelte sich um eher leichte Formen korperli-
cher Gewalt. Die Studie belegt, dass hausliche Gewalt in homosexuellen
Beziehungen tendenziell haufiger vorkommt als in heterosexuellen Bezie-
hungen. Auch hat sich gezeigt, dass junge Manner haufiger Opfer hausli-
cher Gewalt werden als &ltere Manner. Uberdies deuten Untersu-
chungsergebnisse darauf hin, dass Gewalt gegen Manner ebenfalls in al-
len sozialen Schichten auftritt.

Nach Schatzungen liegt die Dunkelziffer bei Fallen elterlicher Gewaltan-
wendung gegenuber ihren Kindern zwischen 20 000 und 100 000. Das
Dunkelfeld sei besonders groB, da die Opfer haufig zu jung seien, um sich
mitzuteilen oder unter Druck gesetzt wiirden, zu schweigen.

Untersuchungsergebnisse zeigen Pravalenzraten von funfzig bis 75 Pro-
zent elterlicher Gewaltanwendung gegentiber ihren Kindern, wobei psy-
chische und physische Gewalt in etwa gleich haufig sowie von beiden
Geschlechtern berichtet wird. Bei Kindern mit Beeintrachtigungen sei ein



erhohtes Risiko festzustellen, Opfer von hauslicher Gewalt zu werden. Ge-
walt der Eltern in Form von Misshandlung oder Vernachlassigung richte
sich uberwiegend gegen Kinder in den ersten Lebensjahren. Dabei gehe
die Misshandlung haufiger von Mittern aus (sechzig Prozent). Bei sexuel-
lem Missbrauch von Kindern dominierten Vater mit neunzig bis 97 Pro-
zent. Zudem zeigt sich, dass auch hausliche Gewalt gegen Kinder ein in
allen gesellschaftlichen Schichten auftretendes Phanomen ist.

Zu berucksichtigen ist allerdings, dass auch die Aussagekraft von Dunkel-
feldstudien limitierenden Einflussfaktoren unterliegt, da beispielsweise
ein Teil der Betroffenen Dritten gegenuber keine Auskunft uber erlebte
Gewalt gibt, diese anders bewertet, sich nicht erinnert oder diese ver-
drangt hat. Zudem sind gerade Personen, die unter schwerer Gewalt in
Paar- und Familienbeziehungen leiden, als Interviewpartnerinnen und In-
terviewpartner schwieriger zu gewinnen. Insofern zeigen selbst zur Auf-
hellung des Dunkelfeldes notwendige reprasentative Dunkelfeldstudien
eher untere Grenzwerte auf.

Das Land Nordrhein-Westfalen hat im letzten Jahr eine Dunkelfeldstudie
zum Gewalterleben gestartet. Die Riucklaufquote ist mit 41 Prozent ver-
gleichsweise hoch. Der Senat wird die Ergebnisse aus Nordrhein-Westfa-
len fachlich bewerten, wie weit sie auch fiir Stadtstaaten wie Bremen
Hinweise geben konnen.

Welche Einschatzungen liegen dem Senat uber die weitere Entwicklung
von hauslicher Gewalt im Rahmen der SARS-CoV-2-Pandemie vor und
welche maBBgebenden Faktoren liegen dem zugrunde?

Als situative Risikofaktoren, die das Auftreten hauslicher Gewalt beguns-
tigen, gelten struktureller Stress wie Arbeitslosigkeit und finanzielle Prob-
leme, soziale Isolation, erzwungener Konsum- und Freizeitverzicht sowie
beengte Wohnverhaltnisse, da dadurch das innerfamiliare Konfliktpoten-
zial und die Gewaltbereitschaft erhoht werde. Zwar konnen strukturelle
Stressfaktoren pandemiebedingt zum jetzigen Zeitpunkt immer noch auf
einem hoheren Niveau liegen als zuvor, aber durch die inzwischen vorge-
nommenen Lockerungen der Beschrankungen (Offnung der Kitas, Schu-
len, Lockerungen des Kontaktverbots et cetera) konnten Familien in-
zwischen wieder eher zu ihren Alltagsroutinen sowie ihren Konsum- und
Freizeitgewohnheiten zuriickkehren. Angesichts dieser weitgehenden
Normalisierung des Alltagslebens ist aktuell nicht von einer Zunahme der
Falle hauslicher Gewalt auszugehen, solange das Infektionsgeschehen
und die Zahl der Quarantaneanordnungen sich weiterhin auf einem nied-
rigen Niveau bewegen. Falls jedoch Lockerungen wieder zuriickgenom-
men werden und somit die Relevanz situativer Risikofaktoren steigt,
konnte dies zu einer Zunahme an Féllen von hdauslicher Gewalt fiihren.
Insofern wird der Senat das Geschehen auch unter den Bedingungen der
wirtschaftlichen Folgen wie dem Anstieg der Arbeitslosigkeit weiter eng-
maschig beobachten.

In welcher Hohe plant der Senat mit Mehrausgaben im Zuge der Corona-
Pandemie fir Hilfe und Unterstiitzung fur

a) Frauenhdauser und andere in diesem Zusammenhang stehende Hilfs-
organisationen,

b) Manner, die Opfer hauslicher Gewalt wurden, und
c) Kinder, die Opfer hauslicher Gewalt wurden?

a) Fur die Anmietung zusatzlicher Platze fir Frauenhdauser in Bremen
und Bremerhaven hat der Senat mit Beschluss vom 28. Juli 2020 bis
zum Jahresende 275 000 Euro an konsumtiven Mitteln sowie 10 000
Euro an investiven Mitteln zur Verfiigung gestellt.



AuBerdem hat die ZGF rund 2 000 Euro fir eine Plakataktion in Miets-
hadusern in Bremen und Bremerhaven in Zusammenarbeit mit unter-
schiedlichen Wohnungsbaugesellschaften eingesetzt, um Frauen in
ihrem hauslichen Umfeld mehrsprachig tiber die Hilfs- und Beratungs-
angebote zu informieren.

b) Die Fachberatungs- und Interventionsstelle Neue Wege — Wege aus
der Beziehungsgewalt hat per Haushaltsbeschluss des Senats jahrlich
einen Zuwachs der institutionellen Forderung um 61 000 Euro auf jetzt
jahrlich 202 000 Euro erhalten. Diese Erhohung ist jedoch nicht auf die
Pandemie zuruckzufiihren, da von Neue Wege bislang kein erhohter
Beratungsbedarf wahrend der Pandemie gemeldet wurde. Neue Wege
berat auch Manner, die Opfer von hauslicher Gewalt wurden.

¢) Zur Verbesserung der Versorgung der von hauslicher Gewalt betroffe-
nen Kinder und Jugendlichen in Bremen hat die Bremische Burger-
schaft 2018 beschlossen, eine ,aufsuchende Fachberatungsstelle fur
von hauslicher Gewalt und Gewalt gegen die eigene Person betroffene
Kinder und Jugendliche"” einzurichten. Am 7. Februar 2019 haben der
Landesjugendhilfeausschuss und am 21. Februar 2019 die staatliche
Deputation fur Soziales, Jugend und Integration Eckpunkte zur Ein-
richtung einer solchen aufsuchenden Fachberatungsstelle fiir von
hauslicher Gewalt betroffene Kinder und Jugendliche verabschiedet.
Fur den Aufbau der aufsuchenden Fachberatungsstelle fiir von hausli-
cher Gewalt und Gewalt gegen die eigene Person betroffene Kinder
und Jugendliche sind im Haushalt 2020 404 000 Euro vorgesehen.

Angesichts der derzeitigen Pandemie und der vielerorts befurchteten
Zunahme hauslicher Gewaltsituationen bekommt die Einrichtung der
aufsuchenden Fachberatung eine noch hohere Dringlichkeit und wird
von der Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und Sport derzeit
mit Nachdruck vorangetrieben.

Zu berucksichtigen ist, dass durch die praventive Arbeit der aufsu-
chenden Fachberatungsstelle mit einem fachlich und politisch inten-
dierten Anstieg an Beratungsanfragen von Minderjahrigen und Fa-
milien zu rechnen ist. Um unter anderem damit steigende Anfragen
bedient werden koénnen, sind auch die Mittel fiir die Fachberatungs-
stellen im Kinderschutz im Haushalt 2020 finanziell entsprechend er-
hoht worden.

Mehrausgaben fiir Kinder in Bremerhaven, die Opfer hauslicher Ge-
walt wurden, entstehen durch die Vorhaltung des erweiterten Inobhut-
nahmesystems mit weiteren Notaufnahmepflegefamilien und der
Koordinierungsstelle Inobhutnahme. In welcher Hohe zusatzliche Fi-
nanzierungsbedarfe entstehen konnten, ist derzeit nicht prognostizier-
bar.

Welche Planungen bestehen vonseiten des Senats, Mittel des Bundesin-
vestitionsprogramms ,Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen” fiir Projekte
zu beantragen beziehungsweise einzusetzen, die explizit Hilfe und Unter-
stiutzung fir

a) Manner,

b) sexuelle Minderheiten,

c) Kinder

bieten, die Opfer hauslicher Gewalt wurden?

Die Planungen fiir das Bundesinvestitionsprogramm ,Gemeinsam gegen
Gewalt an Frauen" befinden sich noch in der Konkretion. Derzeit gibt es
keine Planungen, die sich speziell an Méanner oder sexuelle Minderheiten
richten. Es sind jedoch MafBnahmen im Gesprach, die auch die Zielgruppe
Kinder beziehungsweise Madchen einschlieen.
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10.

Welche Erkenntnisse liegen dem Senat zu Zufluchtsorten fiir sexuelle Min-
derheiten vor, und wie schatzt der Senat den Bedarf dieser ein?

Laut dem Verein Trans Recht e. V. und dem RAT&TAT-Zentrum fiir quee-
res Leben e.V. besteht ein erhohter Bedarf an Beratung und
LSBTIQ*inklusiven Angeboten bei hauslicher Gewalt in Bremen und Bre-
merhaven, da es keine Einrichtung gibt, die gezielt als Zufluchtsort fur
LSBTIQ*-Personen dient. LSBTIQ* steht fiir lesbisch, schwul, bisexuell,
trans*, inter* und queer. Grundsatzlich kénnen sich LSBTIQ*-Personen an
alle Einrichtungen wenden, die Schutz und Beratung bei hauslicher Ge-
walt in Bremen und Bremerhaven bieten. Die von der Senatorin fur Sozia-
les, Jugend, Integration und Sport geforderten Trager Trans Recht e. V.
und RAT&TAT-Zentrum fiur queeres Leben e. V. bieten spezifische Bera-
tung fiir LSBTIQ*-Personen an. In Féllen von hduslicher Gewalt und be-
notigten Schutzraumen verweisen sie fur weibliche* Jugendliche
insbesondere auf das Bremer Madchenhaus mit seiner Beratung und Not-
unterkunft. Das Madchenhaus steht jungen Menschen offen, die sich als
weiblich* identifizieren. Das Bremer Jungenbiiro berat mannliche* Ju-
gendliche auch bei hauslicher Gewalt. Beide Einrichtungen sind trans* in-
klusiv. In Bremerhaven steht das Madchen- und Jungentelefon zur
Verfugung. Fur er-wachsene Personen bietet in Bremen unter anderem die
Fachberatungs- und Interventionsstelle Neue Wege — Wege aus der Bezie-
hungsgewalt Unterstitzung bei hauslicher Gewalt.

In welchem Umfang und welcher Art liegen in Bezug auf die Fragen Num-
mer 7 a) bis ¢) und Nummer 8 a) bis ¢) dem Senat Anfragen und Bitten von
Kommunen, Frauenhausern, Hilfsorganisationen, Verbanden sowie Wohl-
fahrtsverbanden vor?

Es wird davon ausgegangen, dass mit dieser Frage das Bundesprogramm
.Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen"” gemeint ist. Bisher gibt es Anfra-
gen von zwei Tragern, die sich noch im Status der Vorgesprache zur An-
tragstellung befinden.

Welche Planungen bestehen vonseiten des Senats, eine Evaluierung der
Wirksamkeit von MaBnahmen zur Unterstiitzung von Opfern héauslicher
Gewalt, die im Zuge der SARS-CoV-2-Pandemie ergriffen wurden, durch-
zufiithren, und welche konkreten Evaluierungsinstrumente wiirden hierbei
zum Einsatz kommen (bitte aufschliisseln nach Evaluierungsinstrument
und jeweils beabsichtigtem Informationsgewinn)?

Da es bis auf die zusatzlichen Platze fur die Frauenhduser und einer ver-
starkten Offentlichkeitsarbeit in Mietshdusern und Supermérkten keine
weiteren spezifischen MafBnahmen gibt und auch keine geplant sind, wird
es auch keine entsprechende Evaluation geben.

Welche MafBnahmen plant der Senat fir einen Ausbau der digitalen Infor-
mations- und Unterstiitzungsangebote, und welche Einschéatzungen liegen
dem Senat hierbei zum Einsatz entsprechender ,Apps"” und digitalen Be-
ratungsangeboten vor?

Der Senat sieht es als eine zentrale Aufgabe der Kinder- und Jugendpoli-
tik, ein gutes Aufwachsen mit Medien zu gewahrleisten und bei der Ent-
wicklung von Angeboten in besonderer Weise an die Erfahrungsraume
von Kindern, Jugendlichen und Familien anzukntiipfen. Aus diesem Grund
fordert der Senat im Bereich der Beratungsangebote vielfaltige Online-An-
gebote und stellt so eine flexible, niedrigschwellige und nutzerorientierte
Infrastruktur bereit.

Ebenso sind die meisten Beratungsangebote, die sich an Opfer hauslicher
Gewalt wenden, auch online zu erreichen.

In den zuriickliegenden Monaten ist noch einmal mehr deutlich geworden,
dass erganzende Online-Angebote Familien unterstiitzen konnen, die sich
in hauslicher Isolation befinden. Das Online-Angebot ist dementsprechend
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verstarkt worden, sowohl im Bereich der Frithen Hilfen und Fachbera-
tungsstellen im Kinderschutz als auch in den Hausern der Familien.

Dabei hat sich immer wieder gezeigt, dass Beratungen nicht allein digital
durchgefuhrt werden konnen. Vielmehr halt der Senat eine sinnvolle Ver-
knupfung von analogen und digitalen Angeboten fiir erforderlich. In der
kunftigen Angebotsplanung wird daher auszuwerten sein, welche digita-
len Formate sich fur junge Menschen und ihre Familien als unterstiutzend
erwiesen haben und wie diese in kunftige Konzepte integriert werden kon-
nen.

Von Seiten des Amtes fur Jugend, Familie und Frauen in Bremerhaven
werden die Bremerhavener Beratungs- und Unterstiutzungsangebote auf
dem Online-Portal familienportal.bremerhaven.de dargestellt und laufend
aktualisiert. Wahrend der Phase des Lockdowns in der Corona-Pandemie
wurde dort insbesondere auf die telefonische Erreichbarkeit der zentralen
Beratungsstellen in Bremerhaven sowie die entsprechenden bundesweiten
Hotlines hingewiesen. Digitale Beratungsangebote werden in der Bera-
tungsstelle fur Kinder, Jugendliche und Familien Bremerhaven, dem Evan-
gelischen Beratungszentrum Bremerhaven und profamilia Bremerhaven
vorgehalten. Diese werden im Rahmen der bestehenden personellen Mog-
lichkeiten weiter ausgebaut.

Da die Verarbeitung personenbezogener Sozialdaten hochsensibel ist,
miussen neue Online-Angebote hohe datenschutzrechtliche Standards er-
fullen. Insbesondere bei der Beratung Ratsuchender tiber soziale Medien
kommt es zu Datenschutzproblemen, weil Kinder, Jugendliche und Fami-
lien Anwendungen wie zum Beispiel WhatsApp, Facebook, Twitter oder
Instagram nutzen, die den datenschutzrechtlichen Ansprichen von Behor-
den nicht genuigen. Losungen hierfiir konnen nicht allein auf kommunaler
oder Landesebene entwickelt werden und werden vom Senat in den ent-
sprechenden Gremien auf Bundesebene thematisiert.



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/583
	Mitteilung des Senats vom 1. September 2020
	Wie hat sich die häusliche Gewalt in der Corona-Krise entwickelt?



